
 

 

 

 

 

 

 

zooplus AG 

 

München 

 

ISIN DE0005111702 

 

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 
 

Wir laden hiermit unsere Aktionärinnen und Aktionäre zu der am 

Donnerstag, 11. Juni 2015, 9.30 Uhr 

im Großen Konferenzraum der PricewaterhouseCoopers Aktiengesellschaft Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaft, Bernhard-Wicki-Straße 8, 80636 München 

stattfindenden 

ordentlichen Hauptversammlung 

ein. 



Seite 2 

I. 

Tagesordnung 

 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses sowie des gebilligten Konzernab-

schlusses, jeweils für das Geschäftsjahr 2014, der Lageberichte für die Gesell-

schaft und den Konzern für das Geschäftsjahr 2014, des Berichts des Aufsichts-

rats für das genannte Geschäftsjahr sowie des erläuternden Berichts des Vor-

stands zu den Angaben nach §§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 HGB 

 

 Diese Unterlagen können in den Geschäftsräumen am Sitz der zooplus AG, Sonnen-

straße 15, 80331 München, und auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

http://investors.zooplus.com/de/hauptversammlung.html eingesehen werden und lie-

gen in der Hauptversammlung selbst zur Einsicht der Aktionäre aus. Auf Verlangen 

erhält jeder Aktionär eine Abschrift. 

 Eine Beschlussfassung zu diesem Tagesordnungspunkt ist im Einklang mit den ge-

setzlichen Bestimmungen nicht vorgesehen und nicht möglich, weil der Aufsichtsrat 

den Jahres- und den Konzernabschluss bereits gebilligt hat und der Jahresabschluss 

damit festgestellt ist. Für die übrigen Unterlagen, die unter diesem Tagesordnungs-

punkt genannt werden, sieht das Gesetz lediglich die Information der Aktionäre durch 

die Möglichkeit zur Einsichtnahme, aber keine Beschlussfassung durch die Hauptver-

sammlung vor. 

 

2. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 

2014 

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands für das Ge-

schäftsjahr 2014 Entlastung zu erteilen. 

 

3. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 

2014 

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats für das Ge-

schäftsjahr 2014 Entlastung zu erteilen. 

 

4. Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 

2015 

 Der Aufsichtsrat schlägt – gestützt auf eine entsprechende Empfehlung seines Prü-

fungsausschusses – vor, die PricewaterhouseCoopers Aktiengesellschaft Wirtschafts-

prüfungsgesellschaft, Frankfurt am Main, Zweigniederlassung München, zum Ab-

schluss- und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2015 zu wählen. 
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5.  Nachwahl eines Mitglieds des Aufsichtsrats  

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich nach §§ 95, 96 Abs. 1 AktG und 

§ 10 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft zusammen und besteht aus sechs Mitglie-

dern. Die Gesellschaft unterliegt nicht der Mitbestimmung. Somit setzt sich der Auf-

sichtsrat ausschließlich aus Aktionärsvertretern zusammen. Gemäß § 102 Abs. 1 AktG 

und § 10 Abs. 2 der Satzung der Gesellschaft werden die Aufsichtsratsmitglieder 

höchstens für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlas-

tung des Aufsichtsrats für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit be-

schließt, bestellt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitge-

rechnet. Nach § 10 Abs. 5 der Satzung findet bei vorzeitigem Ausscheiden eines Auf-

sichtsratsmitglieds eine Nachwahl für dessen verbleibende Amtsperiode statt. Die 

Hauptversammlung ist an Wahlvorschläge nicht gebunden.  

Herr Dr. Jörg Lübcke hat mit Wirkung zum 30. November 2014 sein Aufsichtsrats-

mandat niedergelegt. Herr Moritz Greve wurde daraufhin gem. § 104 Abs. 2 S. 2 AktG 

mit Wirkung ab 01. Dezember 2014, antragsgemäß bis zum Ablauf der nächsten or-

dentlichen Hauptversammlung, zu der hiermit eingeladen wird, gerichtlich zum Auf-

sichtsratsmitglied bestellt. In Übereinstimmung mit § 10 Abs. 5 der Satzung soll daher 

nunmehr die Nachwahl eines Aufsichtsratsmitglieds für die verbleibende Amtsperiode 

von Herrn Dr. Lübcke, d. h. bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die 

Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2015 beschließt, erfolgen. Der 

Aufsichtsrat schlägt vor, folgende Person in den Aufsichtsrat zu wählen: 

 

 Herrn Moritz Greve, Geschäftsführer der Maxburg Capital Partners GmbH, 

München, wohnhaft in München. 

 

Herr Moritz Greve hat die nachfolgende Positionen in einem dem Aufsichtsrat ver-

gleichbaren inländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen inne:  

 

Aufsichtsrat der PharmaZell GmbH, Raubling.  

 

Das neue Mitglied des Aufsichtsrats wird mit Wirkung ab Beendigung dieser Haupt-

versammlung für die verbleibende Amtsperiode des ausgeschiedenen Aufsichtsrats-

mitglieds Herr Dr. Jörg Lübcke in den Aufsichtsrat gewählt, d. h. bis zur Beendigung 

der Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das laufende 

Geschäftsjahr 2015 beschließt.  

Mit Blick auf Ziffer 5.4.1 des Deutschen Corporate Governance Kodex wird erklärt, 

dass der Kandidat nach Einschätzung des Aufsichtsrats in einer nach dieser Vorschrift 
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offenzulegenden geschäftlichen Beziehung zu einem wesentlich an der zooplus AG 

beteiligten Aktionär, der Maxburg Beteiligungen GmbH & Co. KG, steht. 

 

6.  Beschlussfassung über die Aufhebung des Bedingten Kapitals 2007/I; Sat-

zungsänderung 

Die Hauptversammlung vom 27. April 2007 hat unter Tagesordnungspunkt 22 den 

Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum Ablauf des 31. Dezember 2011 

ermächtigt, einmalig oder mehrmals bis zu 3.358 Optionsrechte auf den Bezug von bis 

zu 3.358 Inhaberaktien der Gesellschaft mit einem Nennbetrag von EUR 1,00 je Aktie 

an Arbeitnehmer der Gesellschaft auszugeben („AOP 2007/I“). Zur Sicherung der un-

ter dem AOP 2007/I zugeteilten Bezugsrechte aus Aktienoptionen hat die Hauptver-

sammlung vom 27. April 2007 unter demselben Tagesordnungspunkt 22 die Schaf-

fung eines Bedingtes Kapitals 2007/I in Höhe von EUR 3.358,00 beschlossen. Das 

Bedingte Kapital 2007/I wurde am 14. Juni 2007 ins Handelsregister eingetragen. Mit 

Änderungsbeschlüssen der Hauptversammlung vom 20. Juli 2007 unter Tagesord-

nungspunkten 2 und 4 wurde das Bedingte Kapital 2007/I an das aufgrund der Durch-

führung einer Bezugsrechtskapitalerhöhung verfünffachte Grundkapital angepasst. 

Ferner wurde das Bedingte Kapital 2007/I aufgrund einer am 26. Mai 2011 beschlos-

senen Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln erhöht. Das Bedingte Kapital 2007/I 

beträgt derzeit noch EUR 6.700,00. 

Mit Beendigung des Aktienoptionsprogramms AOP 2007/I kann das verbliebene Be-

dingte Kapital 2007/I in Höhe des nicht ausgeschöpften Betrages von EUR 6.700,00 

aufgehoben werden, da es nicht mehr zur Sicherung von bestehenden Bezugsrechten 

benötigt wird. Es bestehen keine Bezugsrechte mehr, da diese entweder ausgeübt 

und die entsprechenden Aktien ausgegeben wurden oder die Bezugsrechte verfallen 

sind. Die Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von weiteren Bezugsrechten hat 

sich mit Ablauf des Ermächtigungszeitraums erschöpft. 

§ 5 Abs. 4 der Satzung der Gesellschaft lautet derzeit wie folgt: 

„4.  Das Grundkapital der Gesellschaft ist um weitere EUR 6.700,00 durch Ausga-

be von bis zu Stück 6.700 auf den Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht 

(Bedingtes Kapital 2007/I). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 

durchgeführt, wie Inhaber von Aktienoptionen, die aufgrund des Ermächti-

gungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 27.04.2007 unter Tagesord-

nung 22, Ziff. I., in der Fassung der Beschlüsse der Hauptversammlung vom 

20.07.2007 unter den Tagesordnungspunkten 2 und 4, im Rahmen des Aktien-

optionsprogramms 2007/I in der Zeit bis zum 31.12.2007 von der zooplus AG 

ausgegeben werden, von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Ge-

brauch machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung der Bezugsrechte eige-

ne Aktien gewährt. Die aus der Ausübung dieser Bezugsrechte hervorgehen-

den neuen Aktien der Gesellschaft nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres 

an, für das zum Zeitpunkt der Ausübung des Bezugsrechts noch kein Be-
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schluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns ge-

fasst worden ist, am Gewinn teil.“ 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

a)  Das von der Hauptversammlung vom 27. April 2007 in Höhe von EUR 3.358,00 be-

schlossene und am 14. Juni 2007 in das Handelsregister eingetragene Bedingte 

Kapital 2007/I, welches gemäß § 5 Abs. 4 der Satzung derzeit noch in Höhe von 

EUR 6.700,00 besteht, wird aufgehoben. 

b)  § 5 Abs. 4 der Satzung der Gesellschaft wird ersatzlos aufgehoben.  

 

7.  Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien gemäß 

§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG und zur Verwendung eigener Aktien mit möglichem Aus-

schluss des Bezugsrechts  

Die in der Hauptversammlung vom 27. Mai 2010 beschlossene Ermächtigung zum 

Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien läuft am 26. Mai 2015 aus. Die Gesell-

schaft hat von dieser Ermächtigung bislang keinen Gebrauch gemacht.  

Um auch in Zukunft in der Lage zu sein, eigene Aktien zu erwerben, soll der Vorstand 

erneut zum Erwerb eigener Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt wer-

den.  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen Folgendes zur Beschlussfassung vor:  

a) Der Vorstand wird bis zum 10. Juni 2020 ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats eigene Aktien der Gesellschaft im Umfang von bis zu insgesamt 10 % des 

zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung bestehenden Grundkapi-

tals zu erwerben, mit der Maßgabe, dass auf die aufgrund dieser Ermächtigung er-

worbenen Aktien zusammen mit anderen Aktien der Gesellschaft, die die Gesellschaft 

jeweils besitzt oder die ihr gemäß §§ 71d und 71e AktG zuzurechnen sind, zu keinem 

Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft entfallen. Der Erwerb 

kann auch durch von der Gesellschaft im Sinne von § 17 AktG abhängige Konzernun-

ternehmen oder für ihre oder deren Rechnung durch Dritte durchgeführt werden.  

Die Ermächtigung kann zu allen gesetzlich zulässigen Zwecken, insbesondere in Ver-

folgung eines oder mehrerer der unter lit. b) (1) bis (6) genannten Zwecke, ausgeübt 

werden. Ein Handel in eigenen Aktien darf nicht erfolgen. Die Ermächtigung kann 

ganz oder in Teilen, im letzteren Fall auch mehrmals, ausgeübt werden. Der Erwerb 

kann innerhalb des Ermächtigungszeitraums bis zur Erreichung des maximalen Er-

werbsvolumens in Teiltranchen, verteilt auf verschiedene Erwerbszeitpunkte, erfolgen.  

Der Erwerb erfolgt unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) 

über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufange-

bots. 
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Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse, darf der von der Gesellschaft gezahlte 

Gegenwert je Stückaktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den volumengewichteten 

Durchschnittskurs der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem an dessen 

Stelle getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter 

Wertpapierbörse während der letzten fünf Börsenhandelstage vor dem Tag der Einge-

hung der Verpflichtung zum Erwerb der Aktien um nicht um mehr als 5 % überschrei-

ten und um nicht mehr als 5 % unterschreiten.  

Erfolgt der Erwerb über ein an alle Aktionäre gerichtetes öffentliches Kaufangebot, 

dürfen der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte der gebotenen Kaufpreisspanne 

je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den volumengewichteten Durchschnittskurs der 

Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem an dessen Stelle getretenen funk-

tional vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse während 

der letzten fünf Börsenhandelstage vor dem Tag der Veröffentlichung des Angebots, 

um nicht mehr als 10 % überschreiten und um nicht mehr als 10 % unterschreiten. 

Das Volumen des Angebots kann begrenzt werden. Sofern die Gesamtzahl der ange-

dienten Aktien dieses Volumen überschreitet, kann der Erwerb nach dem Verhältnis 

der angedienten Aktien erfolgen; darüber hinaus können eine bevorrechtigte Annah-

me geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär sowie zur 

Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien eine Rundung nach kaufmännischen 

Grundsätzen vorgesehen werden. Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht der 

Aktionäre ist insoweit ausgeschlossen.  

b) Der Vorstand wird ermächtigt, aufgrund dieser Erwerbsermächtigung erworbene 

Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats zu allen gesetzlich zulässigen Zwecken zu 

verwenden, insbesondere um 

(1)  sie unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) wieder 

über die Börse zu veräußern;  

(2)  sie den Aktionären aufgrund eines an alle Aktionäre gerichteten Angebots un-

ter Wahrung ihre Bezugsrechts und des Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a 

AktG) zum Bezug anzubieten;  

(3)  sie als (Teil-)Gegenleistung im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüs-

sen oder zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 

Beteiligungen an Unternehmen einschließlich der Erhöhung bestehenden An-

teilsbesitzes zu verwenden; 

(4)  sie gegen Barzahlung zu einem Preis (ohne Nebenkosten der Verwertung) zu 

veräußern, der den Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der 

Veräußerung nicht wesentlich im Sinne des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unter-

schreitet. Die Anzahl der in dieser Weise veräußerten Aktien darf 10 % des 

Grundkapitals nicht übersteigen und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksam-

werdens noch zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese 



Seite 7 

Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die in direkter oder entsprechender An-

wendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Wirksamkeit dieser Er-

mächtigung bis zu diesem Zeitpunkt ausgegeben oder veräußert wurden. 

Ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die zur Bedienung von Wandel-

/Optionsschuldverschreibungen ausgegeben wurden oder auszugeben sind, 

soweit diese Schuldverschreibungen während der Wirksamkeit dieser Ermäch-

tigung bis zu diesem Zeitpunkt entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausge-

geben werden; 

(5)  sie ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen. Die Einziehung 

führt zur Kapitalherabsetzung. Der Vorstand kann abweichend hiervon bestim-

men, dass das Grundkapital bei der Einziehung unverändert bleibt und sich 

stattdessen durch die Einziehung der Anteil der übrigen Aktien am Grundkapi-

tal gemäß § 8 Abs. 3 AktG erhöht. Für diesen Fall ist der Vorstand zur Anpas-

sung der Zahl der Stückaktien in der Satzung ermächtigt;  

(6) sie Mitarbeitern der Gesellschaft und mit ihr verbundenen Unternehmen sowie 

Mitgliedern der Geschäftsleitung zum Erwerb anzubieten oder sie auf sie zu 

übertragen und/oder sie zur Erfüllung von Zusagen auf den Erwerb oder Pflich-

ten zum Erwerb von Aktien der Gesellschaft zu verwenden, die Mitarbeitern der 

Gesellschaft und mit ihr verbundener Unternehmen sowie Mitgliedern der Ge-

schäftsleitung eingeräumt wurden oder werden. Sie können insbesondere auch 

zur Bedienung von Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten auf Aktien der Ge-

sellschaft verwendet werden, die mit Mitarbeitern oder Mitgliedern der Ge-

schäftsleitung im Rahmen von Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen vereinbart 

werden. Soweit Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft begünstigt sind, ob-

liegt die Auswahl der Begünstigten und die Bestimmung des Umfangs der 

ihnen jeweils zu gewährenden Aktien dem Aufsichtsrat.  

 

Die vorgenannten Ermächtigungen können ganz oder in mehreren Teilbeträgen, in 

Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke, ausgenutzt werden. Das Bezugsrecht der 

Aktionäre auf die eigenen Aktien der Gesellschaft ist insoweit ausgeschlossen, wie 

diese Aktien gemäß den vorstehenden Ermächtigungen in Ziffer (1), (3), (4) und (6) 

verwendet werden. Darüber hinaus kann der Vorstand im Fall der Veräußerung von 

Aktien im Rahmen eines Verkaufsangebots nach Ziffer (2) das Bezugsrecht der Aktio-

näre mit Zustimmung des Aufsichtsrats für Spitzenbeträge ausschließen. 
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8. Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2012 sowie 

die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2015 mit der Möglichkeit zum 

Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts; Satzungsänderung 

Um der Gesellschaft Flexibilität im Umfang einer möglichen Kapitalerhöhung aus geneh-

migtem Kapital zu geben, soll ein neues genehmigtes Kapital mit der Möglichkeit zum (teil-

weisen) Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre geschaffen werden. In diesem Zu-

sammenhang soll das derzeitige, teilweise bereits ausgenutzte, genehmigte Kapital aufge-

hoben werden. Die Aufhebung des derzeitigen Genehmigten Kapitals 2012 soll dabei nur 

wirksam werden, wenn das Genehmigte Kapital 2015 wirksam an seine Stelle tritt.  

§ 5 Abs. 6 der Satzung soll hierzu unter Aufhebung des bisherigen Wortlauts vollständig 

neu gefasst werden. § 5 Abs. 6 der Satzung der Gesellschaft lautet derzeit wie folgt: 

 

„6.  Der Vorstand ist ermächtigt, in der Zeit bis zum 21. Mai 2017 das Grundkapital der 

Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrfach um bis zu 

insgesamt EUR 2.440.160,00 (in Worten: Euro zwei Millionen vierhundertvierzigtau-

send einhundertsechzig) durch Ausgabe neuer Aktien zu erhöhen (Genehmigtes Ka-

pital 2012). Die Zahl der Aktien muss sich in demselben Verhältnis wie das Grundka-

pital erhöhen. Die Kapitalerhöhungen können gegen Bareinlagen und/oder Sachein-

lagen erfolgen. Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Die neuen 

Aktien können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten oder einem oder meh-

reren ihnen gleichgestellten Instituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie 

den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).  

 Der Vorstand ist ferner ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre einmalig oder 

mehrfach jeweils mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen, 

– soweit es erforderlich ist, um etwaige Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der 

Aktionäre auszunehmen; 

– soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Options- und/oder Wandlungs-

rechten bzw. Options- und/oder Wandlungspflichten aus von der Gesellschaft 

oder einer Gesellschaft, an der die Gesellschaft eine unmittelbare oder mittelba-

re Mehrheitsbeteiligung hält, ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Opti-

ons- und/oder Wandlungsrechten bzw. Options- und/oder Wandlungspflichten 

ein Bezugs- oder Umtauschrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, 

wie es ihnen nach Ausübung des Options- und/oder Wandlungsrechts oder der 

Erfüllung der Options- und/oder Wandlungspflicht als Aktionär zustünde; 

– soweit die neuen Aktien gegen Sacheinlagen, insbesondere in Form von Unter-

nehmen, Teilen von Unternehmen, Beteiligungen an Unternehmen oder sonsti-

gen Wirtschaftsgütern, ausgegeben werden; 
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– soweit die neuen Aktien gegen Bareinlagen ausgegeben werden, der Ausgabe-

preis der neu auszugebenden Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotier-

ten Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen 

Festlegung des Ausgabepreises nicht wesentlich unterschreitet und der auf die 

unter Ausschluss des Bezugsrechts neu auszugebenden Aktien insgesamt ent-

fallende anteilige Betrag des Grundkapitals zehn vom Hundert des zum Zeit-

punkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung und zum Zeitpunkt der Aus-

übung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht überschreitet. Auf 

diesen Höchstbetrag anzurechnen ist der anteilige Betrag des Grundkapitals 

der Gesellschaft, der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Er-

mächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer, sinngemäßer 

oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 

oder veräußert werden, sowie der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf 

diejenigen Aktien entfällt, die zur Bedienung von Options- und/oder Wandlungs-

rechten oder zur Erfüllung von Options- und/oder Wandlungspflichten aus 

Schuldverschreibungen ausgegeben werden bzw. auszugeben sind, sofern die 

Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Aus-

schluss des Bezugsrechts in sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG ausgegeben werden. 

Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die neuen Aktien entfällt, für die das 

Bezugsrecht nach den vorstehenden Spiegelstrichen oder auf der Grundlage ander-

weitiger Ermächtigungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung ausgeschlossen 

wird, darf sowohl im Zeitpunkt des Wirksamwerdens als auch im Zeitpunkt der Aus-

übung dieser Ermächtigung insgesamt zwanzig vom Hundert des Grundkapitals nicht 

übersteigen. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-

heiten der Kapitalerhöhung und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. Der 

Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang ei-

ner Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2012 anzupassen.“ 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:  

a) Das Genehmigte Kapital 2012 gemäß § 5 Abs. 6 der Satzung wird, soweit diese Er-

mächtigung zum Zeitpunkt der Eintragung des gemäß lit. b) und lit. c) beschlossenen 

Genehmigten Kapitals 2015 im Handelsregister noch nicht ausgenutzt wurde, mit Wir-

kung zum Zeitpunkt der Eintragung des gemäß lit. b) und lit. c) beschlossenen Ge-

nehmigten Kapitals 2015 im Handelsregister aufgehoben.  

b) Der Vorstand wird ermächtigt, in der Zeit bis zum 10. Juni 2020 das Grundkapital der 

Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrfach um bis zu ins-

gesamt EUR 3.492.225,00 (in Worten: Euro drei Millionen vierhundertzweiundneunzig-

tausend zweihundertfünfundzwanzig) durch Ausgabe neuer auf den Inhaber lautende 

Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2015). Die Kapitalerhöhungen können 

gegen Bareinlagen und/oder Sacheinlagen erfolgen. Den Aktionären steht grundsätz-

lich ein Bezugsrecht zu. Die neuen Aktien können auch von einem oder mehreren Kre-
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ditinstituten oder einem oder mehreren ihnen gleichgestellten Instituten mit der Ver-

pflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelba-

res Bezugsrecht).  

 Der Vorstand ist daneben ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre einmalig oder 

mehrfach jeweils mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen, 

– soweit es erforderlich ist, um etwaige Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht 

der Aktionäre auszunehmen; 

– soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Options- und/oder Wand-

lungsrechten bzw. Options- und/oder Wandlungspflichten aus von der Ge-

sellschaft oder einer Gesellschaft, an der die Gesellschaft eine unmittelbare 

oder mittelbare Mehrheitsbeteiligung hält, ausgegebenen Schuldverschrei-

bungen mit Options- und/oder Wandlungsrechten bzw. Options- und/oder 

Wandlungspflichten ein Bezugs- oder Umtauschrecht auf neue Aktien in 

dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Options- 

und/oder Wandlungsrechts oder der Erfüllung der Options- und/oder Wand-

lungspflicht als Aktionär zustünde; 

– soweit die neuen Aktien gegen Sacheinlagen, insbesondere in Form von Un-

ternehmen, Teilen von Unternehmen, Beteiligungen an Unternehmen oder 

sonstigen Wirtschaftsgütern, ausgegeben werden; 

– soweit die neuen Aktien gegen Bareinlagen ausgegeben werden, der Aus-

gabepreis der neu auszugebenden Aktien den Börsenpreis der bereits bör-

sennotierten Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der 

endgültigen Festlegung des Ausgabepreises nicht wesentlich unterschreitet 

und der auf die unter Ausschluss des Bezugsrechts neu auszugebenden Ak-

tien insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals zehn vom 

Hundert des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung und 

zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapi-

tals nicht überschreitet. Auf diesen Höchstbetrag anzurechnen ist der antei-

lige Betrag des Grundkapitals der Gesellschaft, der auf Aktien entfällt, die 

während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-

rechts in unmittelbarer, sinngemäßer oder entsprechender Anwendung des 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden, sowie der an-

teilige Betrag des Grundkapitals, der auf diejenigen Aktien entfällt, die zur 

Bedienung von Options- und/oder Wandlungsrechten oder zur Erfüllung von 

Options- und/oder Wandlungspflichten aus Schuldverschreibungen ausge-

geben werden bzw. auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen 

während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-

rechts in sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgege-

ben werden. 

 Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die neuen Aktien entfällt, für die das 

Bezugsrecht nach den vorstehenden Spiegelstrichen oder auf der Grundlage ander-

weitiger Ermächtigungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung ausgeschlossen 
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wird, darf sowohl im Zeitpunkt des Wirksamwerdens als auch im Zeitpunkt der Aus-

übung dieser Ermächtigung insgesamt zwanzig vom Hundert des Grundkapitals nicht 

übersteigen. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-

heiten der Kapitalerhöhung und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. Der 

Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang ei-

ner Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2015 anzupassen. 

c) § 5 Abs. 6 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst:  

„6.  Der Vorstand ist ermächtigt, in der Zeit bis zum 10. Juni 2020 das Grundka-

pital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehr-

fach um bis zu insgesamt EUR 3.492.225,00 (in Worten: Euro drei Millionen 

vierhundertzweiundneunzigtausend zweihundertfünfundzwanzig) durch 

Ausgabe neuer auf den Inhaber lautende Stückaktien zu erhöhen (Geneh-

migtes Kapital 2015). Die Kapitalerhöhungen können gegen Bareinlagen 

und/oder Sacheinlagen erfolgen. Den Aktionären steht grundsätzlich ein Be-

zugsrecht zu. Die neuen Aktien können auch von einem oder mehreren Kre-

ditinstituten oder einem oder mehreren ihnen gleichgestellten Instituten mit 

der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug an-

zubieten (mittelbares Bezugsrecht).  

Der Vorstand ist daneben ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre einma-

lig oder mehrfach jeweils mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen, 

– soweit es erforderlich ist, um etwaige Spitzenbeträge von dem Be-

zugsrecht der Aktionäre auszunehmen; 

– soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Options- und/oder 

Wandlungsrechten bzw. Options- und/oder Wandlungspflichten aus 

von der Gesellschaft oder einer Gesellschaft, an der die Gesellschaft 

eine unmittelbare oder mittelbare Mehrheitsbeteiligung hält, ausgege-

benen Schuldverschreibungen mit Options- und/oder Wandlungsrech-

ten bzw. Options- und/oder Wandlungspflichten ein Bezugs- oder Um-

tauschrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es 

ihnen nach Ausübung des Options- und/oder Wandlungsrechts oder 

der Erfüllung der Options- und/oder Wandlungspflicht als Aktionär zu-

stünde; 

– soweit die neuen Aktien gegen Sacheinlagen, insbesondere in Form 

von Unternehmen, Teilen von Unternehmen, Beteiligungen an Unter-

nehmen oder sonstigen Wirtschaftsgütern, ausgegeben werden; 

– soweit die neuen Aktien gegen Bareinlagen ausgegeben werden, der 

Ausgabepreis der neu auszugebenden Aktien den Börsenpreis der be-

reits börsennotierten Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum 

Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabepreises nicht we-

sentlich unterschreitet und der auf die unter Ausschluss des Bezugs-
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rechts neu auszugebenden Aktien insgesamt entfallende anteilige Be-

trag des Grundkapitals zehn vom Hundert des zum Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens dieser Ermächtigung und zum Zeitpunkt der Aus-

übung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht über-

schreitet. Auf diesen Höchstbetrag anzurechnen ist der anteilige Be-

trag des Grundkapitals der Gesellschaft, der auf Aktien entfällt, die 

während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Be-

zugsrechts in unmittelbarer, sinngemäßer oder entsprechender An-

wendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert 

werden, sowie der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf diejeni-

gen Aktien entfällt, die zur Bedienung von Options- und/oder Wand-

lungsrechten oder zur Erfüllung von Options- und/oder Wandlungs-

pflichten aus Schuldverschreibungen ausgegeben werden bzw. aus-

zugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in sinnge-

mäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wer-

den. 

Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die neuen Aktien entfällt, für 

die das Bezugsrecht nach den vorstehenden Spiegelstrichen oder auf der 

Grundlage anderweitiger Ermächtigungen während der Laufzeit dieser Er-

mächtigung ausgeschlossen wird, darf sowohl im Zeitpunkt des Wirksam-

werdens als auch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung insge-

samt zwanzig vom Hundert des Grundkapitals nicht übersteigen. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weite-

ren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und die Bedingungen der Aktienaus-

gabe festzulegen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Sat-

zung entsprechend dem Umfang einer Kapitalerhöhung aus dem Genehmig-

ten Kapital 2015 anzupassen.“ 

 

9. Beschlussfassung über eine Satzungsänderung betreffend die Nachwahl eines 

ausgeschiedenen Mitglieds des Aufsichtsrats 

 

§ 10 Abs. 5 der Satzung soll ersatzlos aufgehoben werden. Diese Regelung betref-

fend die Amtszeit von Nachfolgern im Aufsichtsrat ist sprachlich nicht eindeutig und 

begründet eine gewisse Rechtsunsicherheit. Sie erfasst möglicherweise nicht nur die 

in § 102 Abs. 2 AktG ohnehin geregelte Begrenzung der Amtszeit von Ersatzmitglie-

dern, sondern eventuell auch die Amtszeit bei einer Neuwahl von Aufsichtsratsmitglie-

dern für vorzeitig ausgeschiedene Aufsichtsratsmitglieder. Da hierdurch überdies das 

Recht der Hauptversammlung zur Bestimmung der Amtszeit von neugewählten Auf-

sichtsratsmitgliedern beschränkt würde, empfiehlt sich eine Aufhebung dieser Sat-

zungsbestimmung. 
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§ 10 Abs. 5 der Satzung der Gesellschaft lautet derzeit wie folgt: 

„5. Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Aufsichtsratsmitglieds findet eine Nachwahl 

für dessen verbleibende Amtsperiode statt.“ 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

§ 10 Abs. 5 der Satzung der Gesellschaft wird ersatzlos aufgehoben.  

 

10. Beschlussfassung über eine Satzungsänderung betreffend die Vergütung des 
Aufsichtsrats 

 

Die Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats soll mit Wirkung für das laufende Ge-
schäftsjahr erhöht und die Satzung der Gesellschaft entsprechend geändert werden. 

§ 14 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft lautet derzeit wie folgt: 

„1. Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für jedes volle Geschäftsjahr ihrer 
Zugehörigkeit zum Aufsichtsrat eine feste Vergütung von jeweils 
EUR 20.000,00 p.a., zahlbar nach Ablauf des Geschäftsjahres. Der Vorsitzen-
de des Aufsichtsrats erhält den anderthalbfachen Betrag. Der Vorsitzende ei-
nes Ausschusses des Aufsichtsrats erhält für jedes volle Geschäftsjahr jeweils 
zusätzlich eine feste Vergütung von EUR 5.000,00 p.a., zahlbar nach Ablauf 
des Geschäftsjahres. Mitglieder des Aufsichtsrats, die während des laufenden 
Geschäftsjahres in den Aufsichtsrat eintreten oder aus dem Aufsichtsrat aus-
scheiden oder den Vorsitz in einem Ausschuss des Aufsichtsrats übernehmen 
oder abgegeben, erhalten eine entsprechende anteilige Vergütung.“ 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

§ 14 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt geändert: 

„1. Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für jedes volle Geschäftsjahr ihrer 
Zugehörigkeit zum Aufsichtsrat eine feste Vergütung von jeweils 
EUR 25.000,00 p.a., zahlbar nach Ablauf des Geschäftsjahres. Der stellvertre-
tende Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält EUR 30.000,00 p.a., der Vorsitzen-
de des Aufsichtsrats erhält EUR 37.500,00 p.a.. Der Vorsitzende eines Aus-
schusses des Aufsichtsrats erhält für jedes volle Geschäftsjahr jeweils zusätz-
lich eine feste Vergütung von EUR 5.000,00 p.a., zahlbar nach Ablauf des Ge-
schäftsjahres. Mitglieder des Aufsichtsrats, die während des laufenden Ge-
schäftsjahres in den Aufsichtsrat eintreten oder aus dem Aufsichtsrat aus-
scheiden oder den Vorsitz in einem Ausschuss des Aufsichtsrats übernehmen 
oder abgegeben, erhalten eine entsprechende anteilige Vergütung.“ 

Die Mitglieder erhalten die sich gemäß dieser Änderung der Satzung ergebende Ver-
gütung ab dem 01. Januar 2015. 
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II. 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung gemäß § 186 Abs. 4 Satz 2 i.V.m. § 71 

Abs. 1 Nr. 8 AktG zu Punkt 7 der Tagesordnung 

 

Die derzeit bestehende, durch die Hauptversammlung vom 27. Mai 2010 erteilte Ermächti-

gung zum Erwerb eigener Aktien läuft am 26. Mai 2015 aus. Mit der unter Tagesordnungs-

punkt 7 vorgeschlagenen Ermächtigung soll der Vorstand gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG er-

neut in die Lage versetzt werden, im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre eigene 

Aktien über die Börse bis zu einer Höhe von insgesamt 10 % des derzeitigen Grundkapitals 

der Gesellschaft zu erwerben.  

Der Erwerb eigener Aktien kann auf Grundlage der neuen Ermächtigung entweder über die 

Börse oder mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots erfolgen. 

Dabei ist jeweils der aktienrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz zu beachten. 

Erfolgt der Erwerb eigener Aktien mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen 

Kaufangebots, so kann der Erwerb nach der vorgeschlagenen Ermächtigung nach dem Ver-

hältnis der angedienten Aktien (Andienungsquoten) erfolgen, sofern die Gesamtzahl der an-

gedienten Aktien ein vom Vorstand festgelegtes Volumen überschreitet. Nur wenn im Grund-

satz ein Erwerb nach Andienungsquoten statt nach Beteiligungsquoten erfolgt, lässt sich das 

Erwerbsverfahren in einem wirtschaftlich vernünftigen Rahmen technisch abwickeln. Darüber 

hinaus soll eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter 

Aktien je Aktionär vorgesehen werden können. Diese Möglichkeit dient zum einen dazu, klei-

ne, in der Regel unwirtschaftliche Restbestände und eine damit möglicherweise einherge-

hende faktische Benachteiligung von Kleinaktionären zu vermeiden. Sie dient zum anderen 

auch der Vereinfachung der technischen Abwicklung des Erwerbsverfahrens. Schließlich soll 

in allen Fällen eine Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen zur Vermeidung rechneri-

scher Bruchteile von Aktien vorgesehen werden können. Insoweit können namentlich die Er-

werbsquote und/oder die Anzahl der von dem einzelnen andienenden Aktionär zu erwerben-

den Aktien kaufmännisch so gerundet werden, wie es erforderlich ist, um den Erwerb ganzer 

Aktien abwicklungstechnisch darzustellen. In den vorgenannten Fällen ist der Ausschluss 

eines etwaigen weiter gehenden Andienungsrechts erforderlich und nach Überzeugung des 

Vorstands und des Aufsichtsrats aus den genannten Gründen gerechtfertigt sowie gegenüber 

den Aktionären angemessen. 

Die Ermächtigung sieht daneben unter lit. b) vor, dass die erworbenen eigenen Aktien über 

die Börse (Ziffer (1)) oder im Wege eines an alle Aktionäre gerichteten Angebots (Ziffer (2)) 

wieder veräußert werden können. Die Gesellschaft soll daneben die Möglichkeit haben, ei-

gene Aktien als (Teil-)Gegenleistung im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen 

oder im Rahmen des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 

Unternehmen einschließlich der Erhöhung bestehenden Anteilsbesitzes zu verwenden (Ziffer 

(3)) sowie sie gegen Barzahlung zu einem Preis (ohne Nebenkosten der Verwertung) zu ver-

äußern, der den Börsenpreis zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet 
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(Ziffer (4)). Auch soll die Gesellschaft eigene Aktien auch ohne erneuten Beschluss der 

Hauptversammlung einziehen können (Ziffer (5)). Eigene Aktien sollen schließlich auch der 

Geschäftsleitung sowie Mitarbeitern der Gesellschaft und mit ihr verbundener Unternehmen 

übertragen werden können (Ziffer 6)).  

Das Bezugsrecht der Aktionäre ist ausgeschlossen, soweit der Vorstand Aktien der zooplus 

AG mit Zustimmung des Aufsichtsrats gemäß den Ermächtigungen in Ziffer (1), (3), (4) und 

(6) verwendet. Darüber hinaus kann der Vorstand im Fall der Veräußerung von Aktien im 

Rahmen eines Verkaufsangebots gemäß Ziffer (2) das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zu-

stimmung des Aufsichtsrats für Spitzenbeträge ausschließen.      

Der Ausschluss des Bezugsrechts bzw. die Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses in 

den vorgenannten Fällen wird wie folgt begründet: 

Zu Ziffer (1) der Verwendungsermächtigung:  

Veräußert der Vorstand eigene Aktien über die Börse, besteht kein Bezugsrecht der Aktionä-

re. Nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 4 AktG genügt die Veräußerung eigener Aktien über die Bör-

se – ebenso wie deren Erwerb über die Börse – dem Gleichbehandlungsgrundsatz des 

§ 53a AktG.  

Zu Ziffer (2) der Verwendungsermächtigung:  

Der Vorstand soll ferner berechtigt sein, bei Veräußerung der eigenen Aktien im Rahmen 

eines Verkaufsangebots an die Aktionäre der Gesellschaft das Bezugsrecht der Aktionäre mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats für Spitzenbeträge auszuschließen. Die Möglichkeit des Aus-

schlusses des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient dazu, ein technisch durchführbares 

Bezugsverhältnis darzustellen. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausge-

schlossenen eigenen Aktien werden entweder durch Verkauf an der Börse oder in sonstiger 

Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist auf-

grund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. 

Zu Ziffer (3) der Verwendungsermächtigung:  

Das Bezugsrecht der Aktionäre soll ferner ausgeschlossen sein, soweit der Vorstand die zu-

rückerworbenen Aktien der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats als (Teil-) Gegen-

leistung im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Zweck des Erwerbs 

von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen einschließlich 

der Erhöhung bestehenden Anteilsbesitzes verwendet. 

Die Gesellschaft steht im nationalen und globalen Wettbewerb. Sie muss daher jederzeit in 

der Lage sein, auf den nationalen und internationalen Märkten schnell und flexibel handeln 

zu können. Dazu gehört auch die Möglichkeit, sich zur Verbesserung der Wettbewerbspositi-

on mit anderen Unternehmen zusammenzuschließen oder Unternehmen, Unternehmensteile 

und Beteiligungen an Unternehmen zu erwerben. Dies schließt auch die Erhöhung bestehen-

der Beteiligungen ein. 

Die im Interesse der Aktionäre und der Gesellschaft optimale Umsetzung dieser Möglichkeit 

besteht im Einzelfall darin, den Unternehmenszusammenschluss oder den Erwerb von Un-

ternehmen, Unternehmensteilen oder Unternehmensbeteiligungen unter Gewährung von Ak-
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tien der erwerbenden Gesellschaft durchzuführen. Die Praxis zeigt zudem, dass sowohl auf 

den internationalen als auch auf den nationalen Märkten als Gegenleistung für attraktive Ak-

quisitionsobjekte häufig die Verschaffung von Aktien der erwerbenden Gesellschaft verlangt 

wird. Aus diesem Grund muss der zooplus AG die Möglichkeit eröffnet werden, eigene Aktien 

zur Verfügung zu haben, um diese als Gegenleistung im Rahmen von Unternehmenszusam-

menschlüssen oder zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 

Beteiligungen an Unternehmen anbieten und gewähren zu können. Dem dient zum einen das 

Genehmigte Kapital der Gesellschaft. Darüber hinaus soll aber auch die Möglichkeit beste-

hen, zurückerworbene eigene Aktien als Akquisitionswährung zu verwenden. 

Die vorgeschlagene Ermächtigung soll der zooplus AG den notwendigen Spielraum geben, 

sich bietende Gelegenheiten zu Unternehmenszusammenschlüssen und zum Erwerb von 

Unternehmen, Unternehmensteilen und Unternehmensbeteiligungen flexibel ausnutzen zu 

können und dabei auch ohne Durchführung einer – wegen des Erfordernisses der Handels-

registereintragung zeitaufwendigeren – Kapitalerhöhung in geeigneten Fällen eigene Aktien 

als Gegenleistung zu gewähren. Ein solcher Erwerb oder Zusammenschluss würde zudem 

die Liquidität der Gesellschaft schonen. 

Um solche Transaktionen schnell und mit der gebotenen Flexibilität durchführen zu können, 

ist es erforderlich, dass der Vorstand zur Gewährung eigener Aktien unter Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt wird. 

Konkrete Pläne, diese Verwendungsermächtigung zu nutzen, bestehen derzeit nicht. Der 

Vorstand wird jeweils im Einzelfall prüfen, ob er von dieser Ermächtigung zur Verwendung 

eigener Aktien unter Bezugsrechtsausschluss Gebrauch machen soll, wenn sich Möglichkei-

ten zu Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Erwerb von Unternehmen, Unterneh-

mensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen (einschließlich der Erhöhung bestehenden 

Anteilsbesitzes) konkretisieren. Er wird die Ermächtigung nur dann ausnutzen, wenn er zu 

der Überzeugung gelangt, dass der Zusammenschluss oder Erwerb unter Übertragung von 

Aktien der zooplus AG im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. 

Zu Ziffer (4) der Verwendungsermächtigung:  

Der Vorstand soll entsprechend § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG in Verbindung mit § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt sein, zurückerworbene Ak-

tien der zooplus AG mit einem auf diese entfallenden Anteil am Grundkapital von höchstens 

10 % gegen Barzahlung zu einem Preis zu veräußern, der den Börsenpreis der Aktien der 

Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet.  

Diese Möglichkeit der Veräußerung zurückerworbener eigener Aktien gegen Barzahlung un-

ter Ausschluss des Bezugsrechts dient dem Interesse der Gesellschaft an der Erzielung ei-

nes bestmöglichen Preises bei Veräußerung der eigenen Aktien. Die in § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG vorgesehene Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses versetzt die Gesellschaft in 

die Lage, sich aufgrund der jeweiligen Börsenverfassung bietende Chancen schnell und fle-

xibel sowie kostengünstig zu nutzen. Der durch eine marktnahe Preisfestsetzung erzielbare 

Veräußerungserlös führt in der Regel zu einem höheren Mittelzufluss als im Falle einer Akti-

enplatzierung mit Bezugsrecht und damit zu einer größtmöglichen Zuführung von Eigenmit-

teln. Durch den Verzicht auf die zeit- und kostenaufwendige Abwicklung des Bezugsrechts 
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kann zudem der Eigenkapitalbedarf aus sich kurzfristig bietenden Marktchancen zeitnah ge-

deckt werden. Zudem können zusätzliche Aktionäre im In- und Ausland, beispielsweise insti-

tutionelle Anleger, gewonnen werden. 

Diese Möglichkeit zur Veräußerung eigener Aktien unter optimalen Bedingungen und ohne 

nennenswerten Bezugsrechtsabschlag ist für die Gesellschaft insbesondere deshalb von Be-

deutung, weil sie in ihren sich schnell verändernden sowie in neuen Märkten Marktchancen 

schnell und flexibel nutzen können muss. Hierzu kann eine kurzfristige Aufnahme von Eigen-

kapital erforderlich oder zumindest sinnvoll sein. Die Aktionäre haben dabei grundsätzlich die 

Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote durch Kauf von Aktien der Gesellschaft über die Börse 

aufrechtzuerhalten.  

Die vorgeschlagene Ermächtigung beschränkt sich auf insgesamt höchstens 10 % des 

Grundkapitals der Gesellschaft. Maßgeblich ist dabei im Grundsatz das Grundkapital der Ge-

sellschaft zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung am 11. Juni 2015. 

Sollte sich das Grundkapital – etwa durch eine Einziehung zurückerworbener eigener Aktien 

– verringern, so ist die Höhe des Grundkapitals im Zeitpunkt der Veräußerung der Aktien 

maßgeblich. Mit dieser Ermächtigung wird dabei von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in ent-

sprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugelassenen Möglichkeit zum er-

leichterten Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht. Dem Gedanken des Verwässe-

rungsschutzes der Aktionäre wird dadurch Rechnung getragen, dass die Aktien nur zu einem 

Preis veräußert werden dürfen, der den maßgeblichen Börsenpreis nicht wesentlich unter-

schreitet. Die endgültige Festlegung des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien ge-

schieht zeitnah vor der Veräußerung. Der Vorstand wird einen eventuellen Abschlag vom 

Börsenpreis nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden Marktbedingungen 

möglichst niedrig bemessen. Der Abschlag vom Börsenpreis zum Zeitpunkt der Ausnutzung 

der Ermächtigung wird dabei keinesfalls mehr als 5 % des aktuellen Börsenpreises betragen. 

Die Ermächtigung stellt zudem sicher, dass nach ihr, gestützt auf § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG, 

Aktien nur in dem Umfang und nur bis zu der dort festgelegten Höchstgrenze von 10 % des 

Grundkapitals unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre verkauft werden können, 

wie während ihrer Laufzeit nicht bereits Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter 

oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert 

wurden. Ebenfalls auf die Höchstgrenze anzurechnen sind dabei Aktien, die zur Bedienung 

von Wandel-/Optionsschuldverschreibungen auszugeben sind, die durch die Ausgabe von 

Wandel-/Optionsschuldverschreibungen unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechen-

der Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit der Ermächtigung aus-

gegeben wurden. Die Ermächtigung liegt auch im Interesse der Gesellschaft, weil sie ihr zu 

größerer Flexibilität verhilft.  

Zu Ziffer (6) der Verwendungsermächtigung:  

Eigene Aktien sollen schließlich auch Mitarbeitern der Gesellschaft und mit ihr verbundener 

Unternehmen übertragen werden können. Darüber hinaus sollen auch der Geschäftsleitung 

der Gesellschaft und verbundener Unternehmen eigene Aktien übertragen werden können. 

Hierdurch wird es der Gesellschaft insbesondere ermöglicht, eigene Aktien als Vergütungs-

bestandteile anzubieten und im Rahmen von der Gesellschaft aufgelegten oder aufzulegen-

den, langfristig orientierten Beteiligungsprogrammen einzusetzen. Die Ausgabe eigener Ak-
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tien an Mitarbeiter sowie an die Geschäftsleitung liegt im Interesse der Gesellschaft und ihrer 

Aktionäre, da hierdurch die Identifikation mit dem Unternehmen und damit die Steigerung des 

Unternehmenswertes gefördert werden. Die Nutzung vorhandener eigener Aktien als aktien-

kurs- und wertorientierte Vergütungsbestandteile statt einer Kapitalerhöhung oder einer Bar-

leistung kann für die Gesellschaft zudem wirtschaftlich sinnvoll sein. Hierzu muss das Be-

zugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden. Soweit eine Ausgabe eigener Aktien an die 

Geschäftsleitung der Zustimmung des Aufsichtsrats der betreffenden Gesellschaft bedarf, 

werden eigene Aktien nur nach vorheriger Zustimmung des betreffenden Aufsichtsrats zum 

Erwerb angeboten. 

Der Vorstand wird jeweils im Einzelfall prüfen, ob er von den erteilten Ermächtigungen Ge-

brauch machen soll, wenn sich die Möglichkeiten konkretisieren, unter denen das Bezugs-

recht ausgeschlossen werden kann. Er wird das Bezugsrecht nur dann ausschließen, wenn 

sich die Verwendung eigener Aktien im Rahmen der Vorhaben hält, die der Hauptversamm-

lung in diesem Bericht abstrakt umschrieben worden sind und wenn die Verwendung im 

wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. Nur dann wird auch der Aufsichtsrat seine 

Zustimmung zur zweckentsprechenden Verwendung eigener Aktien erteilen. Der Vorstand 

wird in der auf die Ausnutzung dieser Ermächtigung folgenden Hauptversammlung über die 

Einzelheiten dieser Ausnutzung berichten. 
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Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung gemäß § 186 Abs. 4 Satz 2 i.V.m. 

§ 203 Abs. 2 Satz 2 AktG zu Punkt 8 der Tagesordnung 

 

Um der Gesellschaft auch weiterhin die gebotene Flexibilität im Umfang einer möglichen Ka-

pitalerhöhung aus genehmigtem Kapital zu geben, soll ein neues genehmigtes Kapital mit 

der Möglichkeit zum (teilweisen) Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre geschaffen 

werden. Hierzu schlagen Vorstand und Aufsichtsrat der Hauptversammlung unter Tagesord-

nungspunkt 8 vor, den Vorstand zu ermächtigen, in der Zeit bis zum 10. Juni 2020 das 

Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrfach um 

bis zu insgesamt EUR 3.492.225, (in Worten: Euro drei Millionen vierhundertzweiundneunzigtau-

send zweihundertfünfundzwanzig) durch Ausgabe neuer Aktien zu erhöhen (Genehmigtes Ka-

pital 2015). Gleichzeitig soll in diesem Zusammenhang das derzeitig bestehende, teilweise 

bereits ausgenutzte, genehmigte Kapital aufgehoben werden. Die Aufhebung des derzeitigen 

Genehmigten Kapitals 2012 soll dabei nur wirksam werden, wenn das Genehmigte Kapital 

2015 wirksam an seine Stelle tritt.  

Das Genehmigte Kapital 2012 wurde von der Gesellschaft bereits wie folgt ausgenutzt: im 

Rahmen der am 20. November 2014 vollzogenen Privatplatzierung beschloss der Vorstand 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats eine Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2012. 

Hiernach wurden 610.039 neue Aktien an institutionelle Investoren zu einem Preis von 

EUR 61,50 pro Aktie ausgegeben. Dies entsprach rund 9,6 % des zum damaligen Zeitpunkt 

eingetragenen Grundkapitals von EUR 6.374.411,00. Der Gesellschaft erzielte auf diesem 

Weg ein Bruttoemissionserlös von rund EUR 37,5 Mio.  

Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals dient 

dazu, auch zukünftig zu ermöglichen, dass die Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft 

kurzfristig verbessert werden kann. Eine angemessene Eigenkapitalausstattung stellt die 

Grundlage für eine erfolgreiche geschäftliche Entwicklung der Gesellschaft dar. Das vorge-

schlagene genehmigte Kapital soll es dem Vorstand ermöglichen, auch weiterhin kurzfristig 

das für die weitere Entwicklung des Unternehmens erforderliche Kapital an den Kapitalmärk-

ten durch die Ausgabe neuer Aktien aufzunehmen und etwaige günstige Marktgegebenheiten 

zur Deckung eines künftigen Finanzierungsbedarfs ohne Verzögerungen zu nutzen. So kann 

auch auf Finanzierungserfordernisse im Zusammenhang mit der Umsetzung von strategi-

schen Entscheidungen flexibel reagiert werden. Gerade in der aktuellen volkswirtschaftlichen 

Situation ist ein schnelles und flexibles Instrument zur Finanzierung erforderlich und im Inte-

resse der Gesellschaft und der Aktionäre. Es soll dem Vorstand mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats auch weiterhin möglich sein, jederzeit neues Eigenkapital für die Gesellschaft zu 

beschaffen. Ein solcher Vorratsbeschluss ist sowohl national als auch international üblich. 

Grundsätzlich steht den Aktionären bei der Ausnutzung eines genehmigten Kapitals ein Be-

zugsrecht auf die neuen Aktien zu. Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats für etwaige Spitzenbeträge das Bezugsrecht der Aktionäre auszu-

schließen. Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge eröff-

net die Möglichkeit, bei einer Kapitalerhöhung einfache und praktikable Bezugsverhältnisse 

festzusetzen. Spitzenbeträge entstehen, wenn infolge des Bezugsverhältnisses oder des Be-
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trages der Kapitalerhöhung nicht alle neuen Aktien gleichmäßig auf die Aktionäre verteilt 

werden können. Die Spitzenbeträge sind im Verhältnis zur gesamten Kapitalerhöhung von 

untergeordneter Bedeutung. Die Beeinträchtigung der Aktionäre durch den Ausschluss des 

Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist daher im Verhältnis zu den Verfahrensvorteilen für die 

Gesellschaft zu vernachlässigen. Die vom Bezugsrecht ausgenommenen Aktien werden 

bestmöglich verwertet.  

Ferner soll der Vorstand die Möglichkeit erhalten, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-

zugsrecht der Aktionäre auszuschließen, soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von 

Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. von Wandlungs- und/oder Optionspflichten ein 

Bezugsrecht in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- 

und/oder Optionsrechte bzw. Erfüllung der Wandlungs- und/oder Optionspflichten zustehen 

würde. Hierdurch soll verhindert werden, dass im Falle einer Ausnutzung des genehmigten 

Kapitals der Wandlungs- bzw. Optionspreis für die Inhaber bereits bestehender Wandlungs- 

und/oder Optionsrechte bzw. entsprechender Wandlungs- und/oder Optionspflichten nach 

den jeweiligen Wandel- oder Optionsanleihebedingungen ermäßigt werden oder durch die 

Gesellschaft gegebenenfalls ein anderweitiger Verwässerungsschutz gewährt werden muss. 

Schuldverschreibungen müssen zum Zwecke der erleichterten Platzierung am Kapitalmarkt 

mit einem Verwässerungsschutz ausgestattet werden, der darin besteht, den Inhabern der 

Schuldverschreibungen bei nachfolgenden Aktienemissionen ein Bezugs- oder Umtausch-

recht auf neue Aktien einräumen zu können, wie es auch Aktionären zusteht. Die Inhaber 

von Schuldverschreibungen werden auf diese Weise so gestellt, als wären sie bereits Aktio-

näre. Damit die Schuldverschreibungen einen solchen Verwässerungsschutz aufweisen kön-

nen, muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf diese Aktien ausgeschlossen werden. Dies 

erleichtert die Platzierung der Schuldverschreibungen und dient damit den Interessen der 

Aktionäre an einer optimalen Finanzstruktur der Gesellschaft. 

Der Vorstand soll darüber hinaus ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, soweit die neuen Aktien gegen Sacheinlagen, 

insbesondere in Form von Unternehmen, Teilen von Unternehmen, Beteiligungen an Unter-

nehmen oder sonstigen Wirtschaftsgütern, ausgegeben werden. Dadurch soll der Vorstand in 

die Lage versetzt werden, zum Beispiel Unternehmen, Unternehmensanteile, Beteiligungen 

an Unternehmen oder sonstige Wirtschaftsgüter von Dritten gegen Ausgabe von Aktien zu 

erwerben. Diese Möglichkeit der Aktienausgabe trägt dazu bei, die Liquidität der Gesellschaft 

zu schonen, und erhöht den Handlungsspielraum des Vorstands im Wettbewerb deutlich. Für 

die Veräußerer attraktiver Akquisitionsobjekte ist es regelmäßig von besonderem Interesse, 

anstelle von Barmitteln auch Aktien der erwerbenden Gesellschaft erlangen zu können. Da-

mit die Gesellschaft nicht von dem Erwerb solcher Akquisitionsobjekte ausgeschlossen ist, 

muss sie die Möglichkeit haben, Aktien als Gegenleistung zu gewähren, da die genannten 

Erwerbsgelegenheiten meist nur kurzfristig bestehen und damit auch nicht von einer erst ein-

zuberufenden Hauptversammlung unter Durchführung einer ordentlichen Kapitalerhöhung 

beschlossen werden können. Mit der vorgeschlagenen Ermächtigung zum Bezugsrechtsaus-

schluss erhält die Gesellschaft die notwendige Flexibilität, sich bietende Gelegenheiten zum 

Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder sonsti-

gen Wirtschaftsgütern schnell und flexibel nutzen zu können. Die Nutzung eines genehmig-
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ten Kapitals für diese Zwecke setzt die Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss voraus. 

Sollen neue Aktien als Gegenleistung im Rahmen eines Erwerbs von Unternehmen, Unter-

nehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Wirtschaftsgütern an Dritte 

ausgegeben werden, kann die Ausgabe nur unter Ausschluss des Bezugsrechts der bisheri-

gen Aktionäre erfolgen. Der Vorstand soll deshalb in diesen Fällen zum Bezugsrechtsaus-

schluss ermächtig werden.  

Schließlich soll der Bezugsrechtsausschluss gemäß §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG auch zulässig sein, soweit die neuen Aktien gegen Bareinlagen ausgegeben werden, 

der auf die neu auszugebenden Aktien insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundka-

pitals zehn vom Hundert des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens und zum Zeitpunkt der 

Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausga-

bepreis der neu auszugebenden Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien 

der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausga-

bepreises nicht wesentlich unterschreitet. Die Möglichkeit, das Bezugsrecht in sinngemäßer 

Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszuschließen, versetzt die Gesellschaft in die 

Lage, günstige Börsensituationen effektiv und nahe am jeweils aktuellen Börsenpreis zu nut-

zen und durch die marktnahe Festsetzung des Ausgabepreises einen hohen Ausgabebetrag 

und eine erhebliche Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. Die Ermächtigung ermöglicht es 

der Gesellschaft somit, auch kurzfristig einen etwaigen Kapitalbedarf zu decken und den je-

weiligen Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft für die Stärkung ihrer Eigenmittel zu nutzen. 

Durch den Verzicht auf die zeit- und kostenaufwendige Abwicklung des Bezugsrechts können 

der Eigenkapitalbedarf aus sich kurzfristig bietenden Marktchancen im Interesse der Gesell-

schaft und aller Aktionäre sehr zeitnah gedeckt sowie zusätzlich neue Aktionärsgruppen im 

In- und Ausland gewonnen werden. Dies wäre bei Wahrung des gesetzlichen Bezugsrechts 

nicht möglich. Ferner ist bei Wahrung des gesetzlichen Bezugsrechts wegen der Ungewiss-

heit seiner Ausübung die erfolgreiche Platzierung der neuen Aktien gefährdet bzw. mit zu-

sätzlichen Aufwendungen verbunden. Schließlich hindert die Länge der bei Wahrung des 

gesetzlichen Bezugsrechts einzuhaltenden Mindestbezugsfrist von zwei Wochen die Reakti-

on auf günstige bzw. ungünstige Marktverhältnisse, was zu einer nicht optimalen Kapitalbe-

schaffung führen kann. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 AktG eine Veröffentlichung des Bezugs-

preises bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist. Die Gesellschaft wäre jedoch auch in die-

sem Fall über mehrere Tage volatilen Börsenpreisen ausgesetzt, was zu Sicherheitsabschlä-

gen und somit zu weniger marktnahen Konditionen führt. Die mit dem Bezugsrechtsaus-

schluss einhergehende Flexibilität ist ein wichtiges Instrument für die Gesellschaft, sich in 

den schnell ändernden Märkten bietende Chancen zu nutzen, da sie einen eventuell beste-

henden Kapitalbedarf kurzfristig decken kann. Der Ausgabebetrag und damit die der Gesell-

schaft zufließenden Mittel für die neuen Aktien werden sich an dem Börsenpreis der bereits 

börsennotierten Aktien orientieren und ihn insbesondere nicht wesentlich unterschreiten.  

Die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2015 unter Ausschluss des Bezugsrechts führt 

dazu, dass sich die relative Beteiligungsquote und der relative Stimmrechtsanteil der vorhan-

denen Aktionäre verringern. Soweit die neuen Aktien gegen Bareinlage ausgegeben werden, 

wird die Verwässerung in Übereinstimmung mit der gesetzlichen Wertung des § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG jedoch dadurch gering gehalten, dass der anteilige Betrag des Grundkapitals, 
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der auf Aktien entfällt, die bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen unter Ausschluss 

des Bezugsrechts aus dem Genehmigten Kapital 2015 ausgegeben werden, insgesamt zehn 

vom Hundert des Grundkapitals nicht überschreiten darf. Auf diese Begrenzung anzurechnen 

ist der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf neue oder auf zuvor erworbene eigene 

Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-

rechts in unmittelbarer, sinngemäßer oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden, sowie der anteilige Betrag des Grundkapi-

tals, der auf Aktien entfällt, die zur Bedienung von Options- und/oder Wandlungsrechten bzw. 

zur Erfüllung von Options- und/oder Wandlungspflichten aus Schuldverschreibungen ausge-

geben werden bzw. auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen während der Lauf-

zeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in sinngemäßer Anwendung 

des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. Hierdurch wird sichergestellt, dass die 

genannte Höchstgrenze von zehn vom Hundert nicht überschritten wird und die Vermögens- 

wie auch die Stimmrechtsinteressen der Aktionäre bei einer Ausnutzung des Genehmigten 

Kapitals 2015 unter Ausschluss des Bezugsrechts angemessen gewahrt werden. Die an der 

Erhaltung ihrer Beteiligungsquote interessierten Aktionäre können bei Ausnutzung des Ge-

nehmigten Kapitals 2015 unter Ausschluss des Bezugsrechts nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

Aktien der Gesellschaft über die Börse und somit zu marktgerechten Bedingungen hinzuer-

werben. Die Vermögensinteressen der Aktionäre werden in diesem Fall dadurch gewahrt, 

dass die Aktien unter dieser Ermächtigung nur zu einem Preis ausgegeben werden dürfen, 

der den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung 

nicht wesentlich unterschreitet. Der Vorstand wird außerdem in jedem Fall den Gegenwert für 

die Aktien ausschließlich im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre festlegen. 

Darüber hinaus ist bezüglich aller Möglichkeiten zum Ausschluss des Bezugsrechts vorgese-

hen, dass der Anteil des Grundkapitals, der auf die neuen Aktien entfällt, für die das Bezugs-

recht ausgeschlossen wird, sowohl im Zeitpunkt des Wirksamwerdens als auch im Zeitpunkt 

der Ausübung der Ermächtigung insgesamt zwanzig vom Hundert des Grundkapitals nicht 

übersteigen darf, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der 

Ausübung der Ermächtigung. Hierdurch wird einer übermäßigen Verwässerung des Aktien-

bestandes der bisherigen Aktionäre entgegengewirkt. Auf diese Begrenzung anzurechnen ist 

der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf neue oder auf zuvor erworbene eigene Aktien 

entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in 

unmittelbarer, sinngemäßer oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

ausgegeben oder veräußert werden, sowie der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf 

Aktien entfällt, die zur Bedienung von Options- und/oder Wandlungsrechten bzw. zur Erfül-

lung von Options- und/oder Wandlungspflichten aus Schuldverschreibungen ausgegeben 

werden bzw. auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit die-

ser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in sinngemäßer Anwendung des § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. 

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Aus-

nutzung des genehmigten Kapitals und dem Ausschluss des Bezugsrechts Gebrauch ma-

chen wird. Eine Ausnutzung dieser Möglichkeit wird nur dann erfolgen, wenn dies nach Ein-
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schätzung des Vorstands im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionä-

re liegt und verhältnismäßig ist.  
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III. 

Voraussetzungen für die Teilnahme und Stimmrechtsausübung, Nachweisstichtag 

nach § 123 Abs. 3 Satz 3 AktG und dessen Bedeutung 

 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Antrags- und Stimmrechts 

in der Hauptversammlung sind nach der Satzung der Gesellschaft nur diejenigen Aktionäre 

berechtigt, die sich unter Vorlage eines vom depotführenden Institut erstellten Nachweises 

ihres Anteilsbesitzes in deutscher oder englischer Sprache unter einer der folgenden Kon-

taktmöglichkeiten bei der Gesellschaft anmelden: 

 

zooplus AG 

c/o Computershare Operations Center  

80249 München   

oder 

Telefax: +49 (0) 89 30903-74675 

oder 

E-Mail: anmeldestelle@computershare.de 

 

Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich auf den Beginn des 21. Mai 2015 (0.00 Uhr 

MESZ) („Nachweisstichtag“) beziehen und der Gesellschaft mit der Anmeldung bis spätes-

tens zum Ablauf des 04. Juni 2015 (24.00 Uhr MESZ) zugehen. Ein in Textform in deutscher 

oder englischer Sprache erstellter Nachweis des Anteilsbesitzes durch das depotführende 

Institut ist ausreichend. Die Gesellschaft ist gemäß der Satzung der Gesellschaft berechtigt, 

bei Zweifeln an der Richtigkeit oder Echtheit des Nachweises einen geeigneten weiteren 

Nachweis zu verlangen. Wird dieser Nachweis nicht oder nicht in gehöriger Form erbracht, 

kann die Gesellschaft den Aktionär nach der Satzung zurückweisen.  

Der Nachweisstichtag (Record Date) ist das entscheidende Datum für den Umfang und die 

Ausübung des Teilnahme- und Stimmrechts in der Hauptversammlung. Im Verhältnis zur Ge-

sellschaft gilt für die Teilnahme an der Hauptversammlung oder die Ausübung des Stimm-

rechts als Aktionär nur, wer einen Nachweis des Anteilsbesitzes zum Nachweisstichtag er-

bracht hat. Veränderungen im Aktienbestand nach dem Nachweisstichtag haben hierfür kei-

ne Bedeutung. Personen, die zum Nachweisstichtag noch keine Aktien besitzen und erst da-

nach Aktionär werden, sind für die von ihnen gehaltenen Aktien nur teilnahme- und stimmbe-

rechtigt, soweit sie sich bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung ermächtigen lassen. Akti-

onäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet und den Nachweis des Anteilsbesitzes erbracht 

haben, sind auch dann zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 

Stimmrechts berechtigt, wenn sie die Aktien nach dem Nachweisstichtag veräußern. Der 

Nachweisstichtag hat keine Auswirkungen auf die Veräußerbarkeit der Aktien und hat keine 

Bedeutung für die Dividendenberechtigung.  
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IV. 

Vollmachten; Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte; Stimmrechtsver-

treter 

Aktionäre, die nicht persönlich an der Hauptversammlung teilnehmen können oder möchten, 

können sich bei der Ausübung ihrer Rechte, insbesondere des Stimmrechts, durch einen Be-

vollmächtigten, z. B. ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine andere Person 

ihrer Wahl, vertreten lassen. Auch in diesem Fall sind Anmeldung und Nachweis des Anteils-

besitzes form- und fristgerecht nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich. Bevoll-

mächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von 

diesen zurückweisen. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 

der Gesellschaft bedürfen der Textform. 

Kreditinstitute, diesen nach § 135 Abs. 10 AktG i. V. m. § 125 Abs. 5 AktG gleichgestellte 

Institute oder Unternehmen sowie Aktionärsvereinigungen und Personen im Sinne von § 135 

Abs. 8 AktG können, soweit sie selbst bevollmächtigt werden, abweichende Regelungen vor-

sehen, die bei dem jeweils zu Bevollmächtigenden zu erfragen sind.  

Ein Formular für die Erteilung einer Vollmacht befindet sich auf der Rückseite der Eintrittskar-

te, die den Aktionären nach der oben beschriebenen form- und fristgerechten Anmeldung 

übermittelt wird. Das Formular für die Erteilung einer Vollmacht steht außerdem auf der In-

ternetseite der Gesellschaft unter http://investors.zooplus.com/de/hauptversammlung.html 

zum Download bereit und kann auch unter folgenden Kontaktmöglichkeiten bei der Gesell-

schaft angefordert werden: 

 

zooplus AG 

c/o Computershare Operations Center  

80249 München  

oder 

Telefax: +49 (0) 89 30903-74675 

oder 

E-Mail: zooplus-hv2015@computershare.de 

 

Die Bevollmächtigung kann gegenüber dem Bevollmächtigten erteilt und widerrufen oder ge-

genüber der Gesellschaft erteilt und widerrufen bzw. nachgewiesen werden. Bei Erteilung 

und Widerruf einer Vollmacht gegenüber der Gesellschaft bzw. bei Nachweis einer gegen-

über einem Bevollmächtigten erteilten Vollmacht oder ihres Widerrufs gegenüber der Gesell-

schaft bitten wir um rechtzeitige Übermittlung an eine der vorgenannten Kontaktmöglichkei-

ten. Am Tag der Hauptversammlung können die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der 

Nachweis einer gegenüber einem Bevollmächtigten erteilten Vollmacht oder ihres Widerrufs 

gegenüber der Gesellschaft auch an der Einlasskontrolle erfolgen. 
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Darüber hinaus bietet die Gesellschaft ihren Aktionären an, sich durch an die Weisungen des 

Aktionärs gebundene von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter vertreten zu las-

sen. Auch bei Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 

sind Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes form- und fristgerecht nach den vorste-

henden Bestimmungen erforderlich.  

Soweit von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter bevollmächtigt werden, müssen 

diesen in jedem Fall ausdrückliche und eindeutige Weisungen für die Ausübung des Stimm-

rechts erteilt werden. Soweit keine ausdrückliche oder keine eindeutige Weisung erteilt wor-

den ist, werden sich die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bei dem jewei-

ligen Abstimmungsgegenstand der Stimme enthalten. Die Stimmrechtsvertreter sind ver-

pflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. Die von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-

vertreter nehmen weder im Vorfeld noch während der Hauptversammlung Aufträge zu Wort-

meldungen, zum Einlegen von Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse oder 

zum Stellen von Fragen oder Anträgen entgegen. 

Die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter müssen in Textform bevollmächtigt 

und angewiesen werden. Vollmachten und Weisungen an die von der Gesellschaft benann-

ten weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter können unter Verwendung der dafür vorge-

sehenen Vollmachts- und Weisungsformulare erteilt werden, die die Aktionäre auf die ord-

nungsgemäße Anmeldung hin erhalten. Diese Unterlagen stehen außerdem auf der Internet-

seite der Gesellschaft unter http://investors.zooplus.com/de/hauptversammlung.html zum 

Download bereit und können auch unter folgenden Kontaktmöglichkeiten bei der Gesellschaft 

angefordert werden: 

 

zooplus AG 

c/o Computershare Operations Center  

80249 München  

oder 

Telefax: +49 (0) 89 30903-74675 

oder 

E-Mail: zooplus-hv2015@computershare.de 

 

An eine der vorgenannten Kontaktmöglichkeiten kann auch das ausgefüllte Vollmachts- und 

Weisungsformular übermittelt werden. Vollmachten zur Ausübung des Stimmrechts nebst 

Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter müssen der Gesell-

schaft, sofern sie nicht in der Hauptversammlung erteilt, geändert oder widerrufen werden, 

aus organisatorischen Gründen bis spätestens zum 10. Juni 2015 (24.00 Uhr MESZ) unter 

einer der vorgenannten Kontaktmöglichkeiten zugehen. 
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V. 

Rechte der Aktionäre 

Den Aktionären stehen im Vorfeld bzw. in der Hauptversammlung unter anderem die folgen-

den Rechte nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127 und § 131 Abs. 1 AktG zu. Weitere Erläu-

terungen hierzu finden Sie im Internet unter 

http://investors.zooplus.com/de/hauptversammlung.html. 

 

1. Verlangen einer Ergänzung der Tagesordnung 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den 

anteiligen Betrag von EUR 500.000 am Grundkapital (letzteres entspricht 500.000 Ak-

tien) erreichen, können gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf 

die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand 

muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen.  

Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der Gesellschaft unter folgender Adres-

se zu richten: 

 

zooplus AG 

- Der Vorstand - 

Sonnenstraße 15 

80331 München 

 

Das Verlangen muss der Gesellschaft spätestens bis zum Ablauf des 11. Mai 2015 

(24.00 Uhr MESZ) zugehen.  

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden unverzüglich nach Zu-

gang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zur 

Veröffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die 

Information in der gesamten Europäischen Union verbreiten. Sie werden den anderen 

Aktionären außerdem auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

http://investors.zooplus.com/de/hauptversammlung.html zugänglich gemacht. 

 

2. Gegenanträge und Wahlvorschläge 

Jeder Aktionär hat das Recht, der Gesellschaft Gegenanträge gegen Beschlussvor-

schläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Tagesordnungspunkten 

gem. § 126 Abs. 1 AktG sowie Wahlvorschläge zu Wahlen gem. § 127 AktG zu über-

senden. Gegenanträge müssen mit einer Begründung versehen sein; Wahlvorschläge 

brauchen nicht begründet zu werden. 
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Gegenanträge und Wahlvorschläge sind ausschließlich an eine der folgenden Kon-

taktmöglichkeiten zu richten: 

 

zooplus AG 

Sonnenstraße 15  

80331 München 

oder 

Telefax: +49 (0) 89 95006-503 

oder 

E-Mail: kontakt@zooplus.de 

 

Anderweitig adressierte Anträge oder Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt. 

Rechtzeitig bis 14 Tage vor dem Tag der Hauptversammlung, also bis spätestens zum 

Ablauf des 27. Mai 2015 (24.00 Uhr MESZ), unter einer der vorgenannten Kontakt-

möglichkeiten eingegangene Gegenanträge und Wahlvorschläge werden einschließ-

lich des Namens des Aktionärs sowie der Begründung, soweit sie den anderen Aktio-

nären zugänglich zu machen sind, unverzüglich im Internet unter 

http://investors.zooplus.com/de/hauptversammlung.html veröffentlicht. Eventuelle 

Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls unter dieser Internetadresse veröf-

fentlicht. 

Von der Veröffentlichung eines Gegenantrags und seiner Begründung kann die Ge-

sellschaft unter den in § 126 Abs. 2 AktG genannten Voraussetzungen absehen. Eine 

Begründung eines Gegenantrags braucht beispielsweise nicht zugänglich gemacht zu 

werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. 

Es wird darauf hingewiesen, dass Gegenanträge und Wahlvorschläge, auch wenn sie 

der Gesellschaft vorab fristgerecht übermittelt worden sind, in der Hauptversammlung 

nur dann Beachtung finden, wenn sie dort gestellt bzw. unterbreitet werden. Das 

Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung Gegenanträge zu den 

verschiedenen Punkten der Tagesordnung oder Wahlvorschläge auch ohne vorherige 

Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt.  

 

3. Auskunftsrecht 

Gemäß § 131 Abs. 1 AktG ist jedem Aktionär auf Verlangen in der Hauptversammlung 

vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft, die rechtlichen und 

geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu verbundenen Unternehmen sowie 

über die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unter-

nehmen zu geben, soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung eines Gegen-

stands der Tagesordnung erforderlich ist. Von einer Beantwortung einzelner Fragen 

kann der Vorstand aus den in § 131 Abs. 3 AktG genannten Gründen absehen (z. B. 

keine Offenlegung von Geschäftsgeheimnissen). 
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VI. 

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung 

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt im Zeitpunkt der Einberufung dieser Hauptver-

sammlung 6.984.450,00 Euro. Es ist eingeteilt in 6.984.450 Stückaktien (Aktien ohne Nenn-

betrag), von denen jede Aktie eine Stimme gewährt. Die Gesamtzahl der Stimmrechte be-

trägt somit 6.984.450. Zum Zeitpunkt der Einberufung dieser Hauptversammlung hält die Ge-

sellschaft keine eigenen Aktien.  

 

 

VII. 

Veröffentlichungen auf der Internetseite 

Die Einberufung dieser Hauptversammlung, etwaige der Hauptversammlung zugänglich zu 

machenden Unterlagen, die Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einbe-

rufung, die Formulare, die für die Erteilung einer Vollmacht für die Hauptversammlung ver-

wendet werden können, etwaige zugänglich zu machende Gegenanträge, Wahlvorschläge 

und Ergänzungsverlangen von Aktionären, weitergehende Erläuterungen zu den oben darge-

stellten Rechten der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 AktG und 

weitere Informationen sind auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

http://investors.zooplus.com/de/hauptversammlung.html zugänglich. Dort werden nach der 

Hauptversammlung auch die festgestellten Abstimmungsergebnisse veröffentlicht. 

 

München, im April 2015 

 

zooplus AG 

 

 

 

Der Vorstand 


